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Eine der Lehren der Weltwirtschaftskri-
se von 1929 war es, dass ein export-
orientierter Welthandel keine gleichzei-
tige Abschottung der Märkte zum
Schutz der eigenen Wirtschaft ver-
trägt. Die von Protektionismus und
Handelsbarrieren geprägten Politiken
der Industrienationen wurden 1947
mit der Unterzeichnung des GATT-Ab-
kommens bewusst in Frage gestellt.
Das GATT (General Agreement on Ta-
riffs and Trade), das allgemeine Zoll-
und Handelsabkommen für den welt-
weiten Warenverkehr, sollte den Welt-
handel, der nach dem 2. Weltkrieg un-
ter diesen Beschränkungen und han-
delspolitischen Eingriffen litt, wieder
flott machen und neu ordnen. Handels-
schranken sollten durch schrittweise
Aufhebung von Zöllen und anderen
Hemmnissen abgebaut werden.
Der Freihandel (der möglichst freie
Austausch von Gütern und Dienstleis-
tungen zwischen Ländern und der Ab-
bau von Zöllen, Mengen- oder anderen
Handelsbeschränkungen) sowie die Li-
beralisierung der Märkte (die Rücknah-
me von staatlichen Auflagen und Ein-
schränkungen in Bezug auf die Herstel-
lung oder den Handel mit Gütern und
Dienstleistungen) waren und sind die
Ziele dieser internationalen Handels-
politik. In acht Verhandlungsrunden
seit 1947 (z.B. in den so genannten
Kennedy-, Tokio-, Uruguay-Runden)
wurde das GATT erweitert.
Mit der Einrichtung der Welthandelsor-
ganisation (World Trade Organisation –
WTO), der wichtigsten Neuerung der so
genannten Uruguay-Runde, wurden
1995 in Genf ein ständiges Forum und
eine ständige Struktur für das geän-
derte GATT-Abkommen über den Welt-
handel gegründet. Die WTO ist
insgesamt für die Durchführung von
drei internationalen Vertragswerken
zuständig: GATT, GATS und TRIPS (be-
trifft Rechte am geistigen Eigentum).
Das GATS-Abkommen (General Agree-
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ment on Trade in Services) wurde
1994 vereinbart und regelt den welt-
weiten Handel mit Dienstleistungen.
Das GATS gilt für den gesamten
Dienstleistungsverkehr der WTO-Mit-
gliedstaaten und die sie betreffenden
Maßnahmen. Eine genaue Definition
einer Dienstleistung oder eines Dienst-
leistungssektors wird im Vertragstext
zwar nicht gegeben, jedoch ist der Be-
griff sehr umfassend. Bildungs- und
Kulturdienstleistungen werden aus-
drücklich im Vertrag genannt.
Unter »Maßnahme« werden alle Geset-
ze, Verordnungen, Vorschriften, Verfah-
ren, Entscheidungen, Verwaltungs-
maßnahmen etc. eines Landes ver-
standen, die sich auf den Handel mit
Dienstleistungen auswirken. Zwar sind
Dienstleistungen, die in Ausübung ho-
heitlicher Gewalt erbracht werden, vom
Anwendungsbereich des GATS ausge-
nommen. Welche Dienstleistungen un-
ter hoheitlich fallen, wird jedoch im
GATS-Abkommen nicht näher spezifi-
ziert.
Die vier wichtigsten, allgemeinen Re-
geln des GATS sind:
• Der Marktzugang: So weit wie mög-

lich sollen alle Handelshemmnisse
beseitigt werden.

• Die Inländergleichbehandlung: Zwi-
schen Gebietsfremden und Ge-
bietsansässigen darf auf einem
bestimmten Markt nicht diskrimi-
niert werden. Die Gleichheit der
Wettbewerbschancen soll damit ge-
währleistet werden.

• Das Meistbegünstigungsprinzip: Es
verlangt, dass Handelsvergünsti-
gungen, die einem Land gewährt
werden, automatisch auch allen
anderen WTO-Mitgliedern zugestan-
den werden müssen.

• Das Transparenzprinzip: Veröffentli-
chung und Offenlegung aller inner-
staatlichen Regelungen und Vor-
schriften, die sich negativ auf den
Wettbewerb auswirken.
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Abstract
Which implications does the ongoing
GATS negotiation round have for the
educational area? Although the WTO
minister conference in Hongkong in
December 2005 did not result in deci-
sions made for the services sector, it
is nevertheless the positioning of the
participating member states – includ-
ing the EU – beforehand and in rever-
beration of the conference which is in-
teresting. When the »Doha round« ex-
pires in 2007, new propositions for lib-
eration need to be available. The au-
thor observes the negotiations by or-
der of the Federal Council of Germany
and classifies the GATS processes into
greater educational-political horizons.

schlossen, die beiden Städte zu GATS-
freien Zonen zu erklären. Damit steigt
die Zahl der Schweizer Gemeinden, die
sich diesbezüglich gegen weitere Libe-
ralisierungsmaßnahmen ausgespro-
chen haben, auf rund 80 an. Darunter
sind auch die drei bevölkerungsreichs-
ten Schweizer Städte Zürich, Genf und
Basel. Mit der verabschiedeten Resolu-
tion unterstreichen die lokalen Parla-
mente, dass Leistungen der Daseins-
vorsorge wie Gesundheit, Bildung, Ver-
kehr und Energieversorgung weiterhin
der gesamten Bevölkerung zugänglich
sein und deren demokratischer Kon-
trolle unterstehen müssen. Denn noch
verfügt die Schweiz über ein ausgewo-
genes Bildungssystem im Zusammen-
spiel von öffentlichen und privat finan-
zierten Bildungseinrichtungen.

http://www.diezeitschrift.de/22006/blinn0602.pdf




